
 

 

 

 

 

 

 

Satzung des Vereins "Hospizbewegung Duisburg-Hamborn" 
 

§ 1  Name und Sitz 

 

Der Verein trägt den Namen "Hospizbewegung Duisburg-Hamborn" mit dem Zusatz 

"e.V." nach der Eintragung in das Vereinsregister. 

 

Der Verein hat seinen Sitz in 47166 Duisburg (Hamborn). 

 

 

§ 2  Zweck des Vereins 

 

1. Der Verein setzt sich für die Verbreitung der Hospizidee ein, die zum Ziel hat, un-        

 heilbar Kranken und Sterbenden in ihrer vertrauten Umgebung oder in einem Hos-   

 piz ein Leben in Würde bis zum Tode zu ermöglichen. 

 

2. Der Verein will dazu beitragen, dass Angehörige und Freunde von Sterbenden zu   

 einer Sterbebegleitung befähigt werden.  

 

3. Der Verein unterstützt und fördert Hospiz-Arbeit ideell, personell und finanziell. Er  

 kann Hospiz-Arbeit in eigener Verantwortung durchführen. 

 

 

§ 3  Gemeinnützigkeit 

 

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im    

 Sinne des Abschnitts "steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

 

     2. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwe- 

 cke. 

 

3. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet wer-         

den. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendung aus Mitteln des Vereins. Für sie besteht 

jedoch ein Anspruch auf Erstattung von Aufwendungen gem. § 670 BGB. Aufwendungen 

für den Verein werden den Vereinsmitgliedern gegen Nachweis erstattet.  

 

4. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind,   

    oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden.                          

 

 

§ 4  Mitgliedschaft 

 

1. Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person und jede juristische Person wer- 

 den.                                                                                                                                                                                                   
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2. Die Mitgliedschaft entsteht durch Eintritt in den Verein. Die Beitrittserklärung ist  

 schriftlich vorzulegen. Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand. Der Eintritt  

 wird mit der Aushändigung einer schriftlichen Aufnahmeerklärung wirksam.  

    Im Falle der Ablehnung eines Aufnahmeantrags durch den Vorstand wird dem  

    Betroffenen ein Recht auf Widerspruch gegenüber dem Aufsichtsorgan eingeräumt. 

 

 

3. Die Mitgliedschaft erlischt durch: 

 - Austritt 

 - Ausschluss 

 - Tod bei natürlichen Personen 

 - Auflösung bei juristischen Personen.  

 

4. Der freiwillige Austritt eines Mitgliedes erfolgt durch schriftliche Erklärung gegen- 

 über dem Vorstand.  

 

5. Der Ausschluss aus dem Verein ist nur bei wichtigem Grund zulässig. Hierfür ist der  

 einstimmige Beschluss des Vorstandes erforderlich. Er wird sofort mit der Beschluss-   

 fassung wirksam. Gegen den Beschluss des Vorstandes kann Berufung bei der Mit-  

 gliederversammlung eingelegt werden, die mit Dreiviertelmehrheit über den Aus-  

 schluss entscheidet.  

 

6. Der Verein erhebt einen Mitgliedsbeitrag, dessen Höhe von der Mitgliederver-         

 sammlung festgesetzt wird.  

 

 

§ 5  Organe des Vereins  

 

Organe des Vereins sind: 

 - die Mitgliederversammlung 

 - der Vorstand. 

 

 

§ 6  Mitgliederversammlung 

 

1. Die Aufgaben der Mitgliederversammlung sind: 

 - Wahl des Vorstandes 

 - Wahl der Kassenprüfer/innen 

 - Entgegennahme des Jahresberichts 

 - Entlastung des Vorstandes 

 - Beschluss von Satzungsänderungen 

 - Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins 

 - Festsetzung der Mitgliederbeiträge. 

                                        

2. Die Mitgliederversammlung ist einmal jährlich einzuberufen. Weitere Mitgliederver-  

 sammlungen können bei Bedarf und müssen auf Verlangen eines Viertels der Mit-   

 glieder unter Benennung einer Tagesordnung einberufen werden.  

                                                             

3. Der/die Vorsitzende stellt die Tagesordnung für die Mitgliederversammlung auf.      

 Er/sie lädt zur Sitzung schriftlich unter Angabe der Tagesordnung mit Frist von drei   

 Wochen ein.           « Seite 3 » 
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4. Den Vorsitz in der Mitgliederversammlung führt der/die Vereinsvorsitzende, im Fal- 

 le seiner/ihrer Verhinderung sein(e)/ihr(e) Stellvertreter/in. Ist kein Vorstandsmit- 

 glied anwesend, so bestimmt die Mitgliederversammlung einen Vorsitzenden/eine 

 Vorsitzende für diese eine Mitgliederversammlung. 

 

5. Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden, soweit die Satzung nichts an-   

 deres vorschreibt, mit einfacher Mehrheit der erschienenen Mitglieder gefasst. Bei  

 Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Bei Wahlen muss auf Antrag            

 schriftlich abgestimmt werden.  

 

6. Beschlüsse über Satzungsänderungen oder die Auflösung des Vereins bedürfen     

 einer Dreiviertelmehrheit der erschienenen Mitglieder. Der Beschluss über die Auf-   

 lösung des Vereins kann nur gefasst werden, wenn mindestens zwei Drittel der Mit-  

 glieder anwesend sind. Ist dies nicht der Fall, so kann frühestens nach einem Mo-   

 nat eine weitere Versammlung einberufen werden, welche in jedem Falle be-  

 schlussfähig ist. Die Einladung zu der weiteren Versammlung hat einen Hinweis auf  

 die erleichterte Beschlussfähigkeit zu enthalten.  

 

7. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung wird ein Protokoll angefertigt, das  

 der/die Vorsitzende oder sein(e)/ihr(e) Stellvertreter/in sowie der/die Schriftführer/in,  

 im Falle des § 6 Ziff. 4 Satz 2 der/die Leiter/in der Mitgliederversammlung unter- 

 zeichnet.   

 

 

§ 7  Vorstand  

 

1. Der Vorstand besteht aus sieben Mitgliedern: 

 - dem/der Vorsitzenden 

 - dem/der stellvertretenden Vorsitzenden 

 - dem/der Schriftführer/in 

 - dem/der Kassenverwalter/in 

 - drei Beisitzer/innen. 

 

 Soweit die Funktion "Schriftführer/in" bzw. "Kassenverwalter/in" einer notwendigen  

 Vertretung bedarf, sollte diese möglichst aus dem Kreis der Beisitzer/innen erfol- 

 gen. 

 

 In gegebenen Fällen können beratende Personen ohne Stimmrecht hinzugezo- 

 gen werden. 

 

2. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren  

 gewählt. Er bleibt bis zur rechtswirksamen Wahl eines neuen Vorstandes im Amt.  

 Die Wiederwahl des gesamten Vorstandes oder einzelner Vorstandsmitglieder ist   

 zulässig. 

 

3. Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind die in Ziff. 1 aufgeführten Vorstandsmitglie-     

 der. Zur Vertretung berechtigt ist jeweils einer der beiden Vorsitzenden gemein- 

 sam mit einem weiteren Vorstandsmitglied. 
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4. Der/die Vorsitzende beruft eine Sitzung des Vorstandes bei Bedarf ein oder wenn  

 dies mindestens vier Mitglieder des Vorstandes verlangen. Der Vorstand soll min- 

 destens einmal im Jahr zusammentreten. Die Einberufung soll schriftlich unter An- 

 gabe der Tagesordnung erfolgen und den Mitgliedern zwei Wochen vor der Sit- 

 zung zugehen. Der Vorstand ist bei Anwesenheit von mindestens vier Mitgliedern  

 beschlussfähig, unter denen sich der/die Vorsitzende oder sein(e)/ihr(e) Stellver- 

 treter/in befinden muss. Scheidet ein Mitglied des Vorstandes während der Amts- 

 periode  aus, so kann der Vorstand ein Ersatzmitglied für die restliche Amtsdauer  

 des Ausgeschiedenen wählen. 

 

 

§ 8  Beirat  

 

Es kann ein Beirat gebildet werden.  

 

Dem Beirat sollen angehören: 

Vertreter/innen der Wohlfahrtsverbände und Einrichtungen der Wissenschaft, der Medizin, 

der pflegerischen Berufe und der Kirchen.  

 

Aufgabe des Beirats ist die Förderung des Vereinszweckes durch Beratung und Un- 

terstützung des Vereins. 

 

Der/die Vereinsvorsitzende beruft eine Sitzung des Beirats bei Bedarf ein oder wenn  

es mindestens drei Mitglieder des Beirats oder des Vorstandes verlangen.  

 

Die Einberufung soll schriftlich unter Angabe der Tagesordnung erfolgen und den Mitglie-

dern drei Wochen vor der Sitzung zugehen. Beirat und Vorstand sollen min- 

destens einmal im Jahr gemeinsam tagen. 

 

§ 9  Auflösung des Vereins  

 

1. Die Auflösung des Vereins kann nur von einer zu diesem Zweck einberufenen          

 außerordentlichen Mitgliederversammlung gemäß § 6 Ziff. 6 dieser Satzung be-      

 schlossen werden.                                                              

 

2. Die Liquidation erfolgt durch den Vorstand. 

 

§ 10  Vereinsvermögen  

 

1. Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen  

 Zweckes fällt das Vermögen des Vereins an eine steuerbegünstigte Körperschaft,   

 die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke im Sinne von § 2  

 dieser Satzung  zu verwenden hat.  

 

2. Die Entscheidung darüber hat die außerordentliche Mitgliederversammlung ge- 

 mäß § 9 der Satzung zu treffen. 

 

Duisburg, den 07.05.2014                                                                                                    «- ENDE -»  


